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Von PHILIPP SARASIN (Zürich)
MICHEL FOUCAULT: GESCHICHTE DER GOUVERNEMENTALITÄT. Herausgegeben
von Michel Sennelart. 2 Bände, Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 2004.
Bd. I: SICHERHEIT, TERRITORIUM, BEVÖLKERUNG. Vorlesung am Collège de France
1977–1978. Aus dem Französischen von Claudia Brede-Konersmann und Jürgen Schröder,
600 S. (= GG I).
Bd. II: DIE GEBURT DER BIOPOLITIK. Vorlesung am Collège de France 1978–1979. Aus
dem Französischen von Jürgen Schröder, 517 S. (= GG II).
Seit einigen Jahren macht ein dunkel schimmernder Begriff in post-marxistischen Theorie-
zirkeln und sozialwissenschaftlichen Seminaren, in der weltweiten Foucault-Rezeption und
zunehmend auch in den Medien die Runde: „Gouvernementalität“. Das Missverständnis, der
Term bedeute „Regierungs-Mentalität“ und habe mit der französischen Mentalitätsgeschichte
zu tun, konnte zwar mittlerweile ausgeräumt werden; „diese[s]“, wie Foucault bemerkt,
„hässlich[e] Wort“ (GG I, 173), das Roland Barthes erstmals gebrauchte, ist abgeleitet vom
französischen Adjektiv gouvernemental, die Regierung betreffend, und übersetzt sich wohl
am besten mit „Regierungs-Art“. Sie ist das Thema von Vorlesungen vom Ende der siebziger
Jahre, die erst im Jahr 2004 von Maurice Sennelart herausgegeben wurden, auf die sich aber
schon seit Jahren die internationale „Gouvernementalitäts“-Debatte bezieht – zu ihrem Scha-
den ohne solide Textgrundlage, wie jetzt erkennbar wird.
Grundlegend und innovativ an Foucaults Ansatz, unter dem Titel der „Gouvernementalität“
über die Regierung beziehungsweise den Staat nachzudenken, ist seine dezidierte Ableh-
nung einer eigentlichen Staatstheorie, das heißt einer Theorie des Staates als „transzendenta-
ler Wirklichkeit, […] deren Geschichte man allein mit Bezug auf sie selbst schreiben könnte“
(GG I, 513), zu Gunsten der Untersuchung der „Praxis der Menschen“. Sie bezieht sich auf
Praktiken des Regierens, Konzepte und Techniken der staatlichen Administration – kurz: auf
den Staat „als Handlungsweise und als Denkweise“ (ebd.). Auch wenn, wie man sehen wird,
die beiden „Gouvernementalitäts“-Vorlesungen in mancher Hinsicht einen gewissen Bruch
mit älteren Foucaultschen Theoremen darstellen, auch wenn der Begriff der Macht nur am
Rande vorkommt und jener des Diskurses gar nicht, so verwendet Foucault hier doch häufig
sein bewusst unscharf definiertes Konzept des „Dispositivs“ (erstmals verwendet in Der
Wille zum Wissen, 1976), um die heterogene Vielfalt von theoretischen Konzepten und
Verwaltungspraktiken, Institutionen und Zwangsapparaten, Regulationsformen und Freihei-
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ten als ein gleichwohl intelligibles und strategisch wirksames Ganzes zu beschreiben. Und in
Bezug auf sein gesamtes Werk, von den Arbeiten über den Wahnsinn bis zur Sexualität,
betont er auch hier, dass es ihm darum gehe zu untersuchen, wie in historisch jeweils
kontingenter Weise eine „Wahrheit“ zu Stande kommt: hier, wie man sehen wird, die Wahr-
heit des Marktes, die Foucault für das Verständnis der Moderne in diesen Vorlesungen als
fundamental herausstellt. Abwesend allerdings ist, um dies vorwegzunehmen, das neue Lieb-
lings-tool der – mit Verlaub – post-marxistischen Linken: die Selbsttechniken.
„Gouvernementalität“ erscheint in den Büchern von Nikolas Rose, Thomas Lemke, Ulrich
Bröckling und anderen als eine Form der Regierung, bei der die Freiheit der Individuen in
den liberalen Staaten der Moderne listig dazu benutzt wird, die Macht tief in die Subjekte
selbst hineinzuverlagern: „Selbsttechniken“ seien die (post-)moderne Form der Herrschaft,
in der das Subjekt die Kontrollzwänge soweit internalisiert hat, dass es scheinbar „frei“ sein
kann. Und noch eine Bemerkung vorab: Abwesend in diesen Bänden, deren zweiter immerhin
Die Geburt der Biopolitik heißt, ist auch die Biopolitik, was Konsequenzen haben muss für
eine Diskussion, in der Giorgio Agamben heute eine prominente Rolle einnimmt.
1. Der Werk-Zusammenhang. Um diese Vorlesungen besser verstehen zu können, ist es not-
wendig, sie kurz in den Rahmen des Gesamtwerks einzuordnen. Sehr pauschal ließe sich sa-
gen, dass Foucault von Wahnsinn und Gesellschaft (1961) über Überwachen und Strafen (1975)
bis zu Der Wille zum Wissen (1976) die Untersuchung von Mikromächten ins Zentrum stellte,
die wenig bis gar nichts mit dem Staat zu tun hatten beziehungsweise die nur sehr einge-
schränkte Formen von staatlicher Aktivität betrafen. Der damit verknüpfte Anspruch war
allerdings, von dieser Analyse der Machtformen „an den Rändern“ her erkennen zu können,
wie die Gesellschaften des Klassischen Zeitalters und der Moderne „wirklich“ funktionie-
ren. Im Blick auf das berühmte Panopticon als dem idealen Modell für Gefängnisse, Schulen,
Fabriken und so weiter sprach Foucault bekanntlich davon, dass in modernen Gesellschaften
nicht nur solche Institutionen, sondern eben „wir“ alle, Angehörige demokratischer, spät-
kapitalistischer Gesellschaften, auf diese Weise unterworfen sind: „eingeschlossen in das Rä-
derwerk der panoptischen Maschine, die wir selber in Gang halten – jeder ein Rädchen“.1 Die
Disziplinarmacht entwickelte „Technologien des Individuums“, die darin bestehen, dass die
Subjekte die Disziplinarzwänge gegen und an sich selbst praktizieren, auch wenn der König
geköpft wurde und die grausamen Strafen verschwanden. Wohl habe sich der Aufstieg der
Bourgeoisie zur politisch dominierenden Klasse „hinter der Einführung eines ausdrücklichen,
kodifizierten und formell egalitären rechtlichen Rahmens“ abgespielt, doch die Voraussetzung
dafür und die „dunkle Kehrseite dieser Prozesse“ seien die Disziplinen und der Panoptismus.2
Der zweite Werkzusammenhang, der für das Verständnis der Gouvernementalitäts-Vorle-
sungen wichtig ist, firmiert unter dem Titel „Selbsttechniken“. Wie weit diese vom eben
skizzierten Konzept der Subjektkonstitution in Überwachen und Strafen entfernt sind, wird
deutlich, wenn man Foucaults letztes Werk, das nur in der Form einer Vorlesungsreihe vor-
liegt, aber ein neues Buch hätte werden sollen, zu Rate zieht: Hermeneutik des Subjekts, die
Vorlesungen von 1982. Foucault stellt hier zwei Formen von Selbsttechniken dar. Einerseits
geht es um die „Technologien des Selbst“, die er anhand des platonischen Dialogs Alkibiades
entwickelt. Sokrates hilft dem ungefestigten Jüngling Alkibiades, sich bewusst zu werden,
was er alles nicht weiß über sich selbst, und wie er an sich arbeiten muss, um Selbstbeherr-
schung zu erlangen, weil eine solche Regierung seiner selbst für die aristokratischen jungen
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Männer Athens die Voraussetzung für die Regierung der Stadt ist, zu der sie kraft ihrer sozialen
Herkunft auserwählt sind.3 Die Technologie des Selbst ist eine strategische Praxis wie auch
eine elitäre, aristokratische Exklusivität, die die nötige Muße und Freiheit voraussetzt.
Andererseits geht es um die Kultur der „Sorge um sich“ in der römischen Kaiserzeit, vor
allem bei Seneca. Foucault meint, dass die Selbsttechnik sich hier nicht mehr auf ihre strate-
gische Zwecksetzung reduzieren lässt. In unserem Zusammenhang ist vor allem von Bedeu-
tung, dass Foucault diese „Ethik des Selbst“ als eine Form des Widerstandes gegen jede
Macht versteht: Es wäre, schreibt er unmissverständlich, „eine dringende, grundlegende und
politisch unabdingbare Aufgabe, eine Ethik des Selbst zu begründen, wenn es denn wahr ist,
dass es keinen anderen, ersten und letzten Punkt des Widerstandes gegen die politische Macht
gibt als die Beziehung seiner zu sich selbst“.4
Damit soll nun zumindest eines deutlich geworden sein: Die „Technologien der Individuen“
aus Überwachen und Strafen haben nicht nur nichts mit der „Sorge um sich“ zu tun – sie sind
vielmehr deren genaues Gegenteil. Foucault suchte nach seinen beiden Büchern von 1975
und 1976 in verschiedener Weise nach Formen und historischen Beispielen der Subjektivität
und der Freiheit des Subjekts, die gleichsam als Gegengewichte gegen die schwarze
Subjektivitätstheorie vor allem des Gefängnis-Buches fungieren könnten, mit der er, wie in
verschiedenen Interviews bekundet, in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre zunehmend
unzufrieden war.
Der dritte Werkzusammenhang, in dem Foucaults Gouvernementalitäts-Vorlesung steht,
ist das Theorem der Biopolitik, wie er es im letzten Kapitel von Der Wille zum Wissen von
1976 und in der Vorlesung In Verteidigung der Gesellschaft aus demselben Jahr entwickelt
hat. Hier hatte er zum ersten Mal von staatlichen Aktivitäten gesprochen, die nicht auf die
Individuen fokussieren, sondern auf die Bevölkerung. Der Staat der Moderne wurde hier in
ein enges Verhältnis zum Rassismus gestellt, weil die Macht, die der Staat über die ganze
Bevölkerung ausübt, wesentlich darin bestehe, das Leben dieser Bevölkerung im Kampf ums
Dasein mit anderen Bevölkerungen und Rassen zu sichern.5 Gleichzeitig ziele staatliches
Handeln, so Foucault 1976, auf die Sexualität als dem „Scharnier“ zwischen Bevölkerungen
und Individuen und habe unter dem Imperativ des Überlebens die Bevölkerung vor allem als
„Gattung“6 im Blick – oder anders gesagt: als Biomasse.
Das also ist der Ort, an dem die Gouvernementalitäts-Vorlesungen zu lokalisieren sind:
zwischen den widersprüchlichen subjekttheoretischen Konzeptionen von 1975 und 1982
einerseits und einer neuen Theorie staatlichen Handelns als „Biopolitik“ andererseits. Doch
wie genau ist dieser Ort zu deuten – als Brücke oder als Bruch in Foucaults Werk?
2. Formen des Regierens. Die beiden Bände Sicherheit, Territorium, Bevölkerung und
Geburt der Biopolitik beschreiben einen weiten historischen Raum vom 16. bis zum späten
20. Jahrhundert. Ihr Thema ist die „Makromacht“ (GG I, 514): das Regieren, Administrieren
auf der Ebene des Staates, jener Institutionen, die für ganze Bevölkerungen und Territorien
zuständig sind. Obwohl Foucault, die Kohärenz seines Denkens behauptend, unterstreicht, es
sei ihm darum gegangen zu zeigen, dass man „eine Analyse in Begriffen von Mikromächten
ohne Schwierigkeit mit der Analyse von Problemen wie dem der Regierung und des Staates
verknüpfen“ könne (GG I, 514), bleibt er den Nachweis, dass sich die Analyse der Mikro-
mächte so ohne weiteres auf die Ebene der Makromächte skalieren lässt, bezeichnenderweise
schuldig. Die Diskontinuität zwischen den beiden Konzepten ist stärker – im Zusammenhang
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mit dem zentralen Problem der Freiheit und mit Blick auf seine machtanalytischen Studien
aus Überwachen und Strafen bemerkt er daher im Januar 1978: „Nun gut, ich glaube, ich
hatte unrecht.“ (GG I, 78) Denn in seiner Analyse moderner Regierungsrationalität erscheint
jetzt die Freiheit der Individuen in neuer Weise als etwas Irreduzibles, „etwas absolut Grund-
legendes“: Die moderne Gouvernementalität sei eine Machtform, „die nur durch die Freiheit
und auf die Freiheit eines jeden sich stützend sich vollziehen kann“ (GG I, 79), was etwas von
der alten Machtökonomie mit ihrer „Ausübung der Souveränität bis in die feinsten Quentchen
der individuellen Verhaltensweisen hinein völlig Verschiedenes“ sei (GG I, 103).
Das ist die eine Differenz zu den alten Machtanalysen (ich komme darauf zurück); die
andere besteht darin, dass Foucault die Frage aufwirft, ob gleichsam hinter einer Reihe von
Disziplinar-Institutionen und Mikromächten nicht jeweils eine bestimmte Form staatlicher
Machtausübung steht, eine bestimmte Art des Regierens als „außerinstitutionelle Allgemein-
heit“, als „nicht-funktionelle Allgemeingültigkeit“ (GG I, 178), die gesondert analysiert wer-
den muss. Das ist nicht nur ein formales Problem – soll die Macht innerhalb von Institutio-
nen in derselben Weise beschrieben werden wie staatliche Strukturen? –, sondern auch eine
Frage nach der Einschätzung der Funktion von staatlicher Macht überhaupt: Die Macht selbst
entsteht in Foucaults Augen nun nicht länger, wie noch in Der Wille zum Wissen, aus den
lokalen Konfrontationen im Sinne eines weiter nicht mehr erklärbaren Kampfes aller gegen
alle, sondern auch aus den Problemen, die sich den Regierenden stellen – aus „ökonomi-
schen und demographischen Prozessen“, wie er 1978 in einem Gespräch sagt. Er anerkennt
nun ein genuines Verwaltungs- beziehungsweise Regierungsproblem, weil er die Macht-
beziehungen nicht mehr mit Nietzsche als alleinigen Ausgangspunkt der Erklärung gesell-
schaftlicher Prozesse versteht, sondern neu als Beziehungen, „die notwendigerweise als Wir-
kungen und Bedingungen aus anderen Prozessen hervorgehen“.7
Was also heißt „regieren“, wenn es nicht einfach „Macht ausüben“ bedeutet? Foucault
leitet seinen Begriff des Regierens im Wesentlichen vom orientalisch-jüdischen und vom christ-
lichen Pastorat her (GG I, 186 f.): Wie der Schäfer seine Herde führt, für sie sorgt und sie in
diesem Sinne regiert, bedeutet Regierung die Führung und die Sorge um eine Menge von
Menschen (GG I, 192). Auf diesem historischen Hintergrund entwickelt sich im 16. und 17.
Jahrhundert die moderne Regierungskunst als eine Kunst der Führung der Individuen, ver-
standen als Teil einer statistisch beschreibbaren Bevölkerung. Der Fokus dieser Regierung ist
die Bevölkerung selbst: deren „Geschick zu verbessern, ihre Reichtümer, ihre Lebensdauer,
ihre Gesundheit zu mehren“ (GG I, 158). Diese Ziele scheinen sich zwar problemlos in das
Analyseraster „Biopolitik“ einzufügen, doch der Schein trügt. Foucault unterscheidet zwei
Formen der neuzeitlichen Gouvernementalität – die des absolutistischen „Polizeistaates“ (GG
II, 62) und jene des liberalen „Rechtsstaates“ (GG II, 237) –, und er führt, wie schon kurz
erwähnt, den Begriff der „Freiheit“ als „fundamental“ für das Verständnis der modernen
Gouvernementalität ein. Das konzeptionelle Problem, das sich daraus ergibt, ist für Foucault
unlösbar: Der „Polizeistaat“, wie er ihn beschreibt (und worauf ich aus Platzgründen nicht
eingehe), verfügte zwar über ein Instrumentarium, das man „biopolitisch“ nutzen könnte,
aber diese polizeistaatliche Gouvernementalität ist in Foucaults Darstellung just in dem Augen-
blick, das heißt seit der Mitte des 18. Jahrhunderts, im Verschwinden begriffen, als eine Bio-
politik mit ihren sexualitätstheoretischen und zugleich rassistischen Konnotationen überhaupt
erst auftauchen kann. Foucault versucht zwar zu Beginn der zweiten Vorlesungsreihe in aus-
gesprochen vager Weise, die Biopolitik in einen Zusammenhang mit dem neu aufkommenden
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Liberalismus zu bringen (GG II, 42–43), aber das funktioniert nicht. Am Anfang der Stunde
vom 7. März 1979 sagt er daher entschuldigend: „Ich möchte Ihnen trotz allem versichern,
dass ich zu Beginn die Absicht hatte, über Biopolitik zu sprechen, und dann habe ich, wie die
Dinge sich eben entwickelten, am Ende lange, und vielleicht zu lange, über den Neo-
liberalismus gesprochen […].“ (GG II, 260) Der Begriff „Biopolitik“ wird zwar in der Zu-
sammenfassung der Vorlesung noch einmal mit der Bemerkung aufgerufen, dass nun die Fra-
ge nach der Biopolitik im Neoliberalismus untersucht werden müsste, damit aber verschwindet
sie aus Foucaults Werk. Das ist wohl kein Zufall: Zwar stellen sich auch in modernen Gesell-
schaften die Probleme der Regulation des „Lebens“ (von der Empfängnisverhütung über die
Reproduktionsmedizin bis zur Sterbehilfe), aber moderne Gouvernementalität lässt sich nicht
mehr im Stil jenes biopolitischen Staatsrassismus beschreiben, den Foucault noch in seiner
Vorlesung In Verteidigung der Gesellschaft (1976) im Sinn hatte. Vielmehr gerät nun ein
moderner Staat in den Blick, der sich erstens permanent und konstitutiv der Kritik der Libera-
len ausgesetzt sieht, bloß nicht zu viel zu regieren, und der sich nach der Überwindung des
Polizeistaates im 18. Jahrhundert und mit einigen historischen Schwankungen entsprechend
ausformt. Zweitens rückt in dieser Form von Gouvernementaliät konsequenterweise die Frei-
heit des Individuums ins Zentrum der Problematisierung des Regierens: Wie kann regiert
werden, wenn die Individuen frei sein sollen?
3. Die Wahrheit des Marktes und die Freiheit der Individuen. „Wahrheit“ ist eine der für
Foucault absolut zentralen Kategorien: In allen Phasen seines Werkes fragte er danach, wie
eine „Wahrheit“ zu Stande kommt, wie „wahre Aussagen“ über Subjekte möglich sind, wie
Subjekte sich zu ihrer eigenen „Wahrheit“ verhalten (dies die Verschiebung im Spätwerk) –
ohne, selbstverständlich, dass der Genealoge diesen Wahrheiten mehr als einen historischen
Rang zubilligen müsste. Im Kontext der Gouvernementalitäts-Analysen entdeckt Foucault nun,
dass im 18. Jahrhunderts eine neue Form der „Veridiktion“ (GG II, 72), der Wahrheitsproduktion,
auftaucht: der Markt und das Wissen der Ökonomen von der spontanen Regulation der Preise
auf freien Märkten. Für Foucault sind es bezeichnenderweise nicht die Juristen, die als Erste
im 18. Jahrhundert den Polizeistaat kritisieren, sondern die Ökonomen, die ein völlig neues
Konzept von Freiheit entwickeln, das der „Künstlichkeit der Politik, der Staatsräson, der
Polizei“ die „Natürlichkeit der Gesellschaft“ und des Marktes gegenüberstellt: „Es handelt
sich um die Natürlichkeit jener Mechanismen, die bewirken, dass, wenn die Preise steigen,
wenn man sie steigen lässt, sie von alleine anhalten werden.“ (GG I, 501) Der liberale Staat,
der sich nun ausgehend von diesem Prinzip auszubilden beginnt, kann die Gesellschaft nicht
mehr reglementierend durchdringen, sondern muss eine Ordnung schaffen, innerhalb derer
sie funktioniert (GG I, 507): „Sicherheitsmechanismen“, damit sich die Freiheit des Marktes
und der Individuen ausformen kann. Vor allem die letztere Freiheit wird zentral: „Man kann
jetzt nur noch unter der Bedingung gut regieren, dass die Freiheit oder bestimmte Formen der
Freiheit wirklich geachtet werden.“ (GG I, 506)
Man könnte versucht sein zu argumentieren, dass das, was Foucault „Sicherheitsdispositiv“
(GG I, 78) nennt, Formen der Freiheitsbeschränkung impliziert, die nicht nur ein „Korrelat“
zur individuellen Freiheit sind und das Gehäuse ihrer konkreten Ausgestaltung bilden, son-
dern de facto immer schon ihre Aufhebung mit sich bringen. Das scheint mir die Argumentations-
linie der „Gouvernementalitäts“-Debatte zu sein: dass die Freiheit im Liberalismus nur ein
‚dünner Mantel‘ sei, hinter dem sich die ‚stahlharten‘ Strukturen des „Sicherheitsdispositivs“
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sowie die „weichen“, das heißt flexiblen, dabei aber umso effektiveren Machttechniken der
„Technologien des Selbst“ verbergen. Vor allem der zweite Band von Foucaults Vorlesungen
zeigt nun allerdings, dass eine solche Lektüre – nun, vielleicht nicht an der Realität vorbei-
geht (wer wagt das schon zu entscheiden?), aber doch vollständig an Foucaults Text. Man
muss es nochmals unterstreichen: Auf den 430 Seiten der Vorlesung Geburt der Biopolitik,
die dem Neoliberalismus im 20. Jahrhunderts, das heißt dem deutschen Ordo-Liberalismus
und dem amerikanischen Neoliberalismus der Chicagoer Schule, gilt, fällt weder der Begriff
„Technologien des Selbst“, noch bringt Foucault die Freiheit im liberalen Staat der Sache
nach mit einer solchen Konzeption in Verbindung. Seine Analyse ist im Gegensatz dazu eine
ökonomische, und zwar davon ausgehend, dass er die Wahrheitsfunktion des Marktes (GG
II, 38–40, 57) soweit anerkennt, als sie in der Moderne tatsächlich zu den bürgerlichen Frei-
heiten geführt hat, die de facto zu einer „inneren Begrenzung“ der staatlichen Macht wurden
(GG II, 63, 67). Diese „Vernunft des minimalen Staates“ ziele nicht mehr auf die tatsächliche
Reglementierung der Bevölkerung, sondern auf die Regulierung der „Interessen“ (GG II, 73
f.), und dabei eben darauf, die Freiheit der Individuen zu ermöglichen. Und wie wenn Foucault
vor den Fallstricken der heutigen „Gouvernementalitäts“-Theorie warnen wollte, schreibt er:
„Die neue Regierungskunst stellt sich also als Manager der Freiheit dar, und zwar nicht in
dem Sinne des Imperativ: ‚Sei frei‘, was den unmittelbaren Widerspruch zur Folge hätte, die
dieser Imperativ in sich trägt. Es ist nicht das ‚Sei frei‘, was der Liberalismus fordert, son-
dern einfach Folgendes: ‚Ich werde dir die Möglichkeit zur Freiheit bereitstellen. Ich werde
es so einrichten, dass du frei bist, frei zu sein.‘“ (GG II, 97)
Mit anderen Worten: Diese Freiheit ist nicht das „Enjoy!“ der gegenwärtigen Kultur, wel-
ches Slavoj Zizek als die schärfste Über-Ich-Forderung überhaupt bezeichnet hat, und sie ist
auch nicht einfach ein listiges, selbsttechnologisches Strategem der „Sicherheits“-Mächte.
Foucault zeigt zwar ausführlich, dass die Freiheit im liberalen Staat nicht die Abwesenheit
des Staates oder von Einschränkungen bedeute, sondern durch die liberale Gouvernementalität
hergestellt und gesichert werden muss. Aber sie ist dennoch irreduzibel, und es ist nicht zu
erkennen, was Foucault in seinem Vorlesungstext gegen sie einzuwenden hätte. Dort, wo sie
im 20. Jahrhunderts verschwindet, ergreift eine totalitäre Gouvernementalität die Macht, von
der Foucault in einer luziden Analyse sagt, sie betreibe nicht einen Exzess von Staatlichkeit,
sondern die Verdrängung des Staates zu Gunsten einer allmächtigen Partei (GG II, 267 f.).
Liberalismus, beziehungsweise „das deutsche Modell“ der Ära Brandt/Schmidt, „das zu un-
serer Gegenwart gehört, das ihr unter seinem wirklichen Zuschnitt eine Struktur und ein
Profil gibt“ (GG II, 269), ist im Kern etwas anderes als jeder Faschismus, in dessen Nähe
damals bekanntlich die Regierung der BRD gerückt wurde. Ja, deutlicher noch: Foucault
distanziert sich mit Entschiedenheit von jener „Staatsphobie“, die nach der Logik der „allge-
meinen Disqualifikation durch das Schlimmste“ (GG II, 263) jede auch minimale staatliche
Handlung unter Faschismus-Verdacht stellt: Der „Wohlfahrtsstaat hat“, wie er seinen Hörern
„nahe legen“ will, „weder die selbe Form noch, wie mir scheint, den selben Ursprung wie der
totalitäre Staat, der Nazistaat, der faschistische oder stalinistische Staat.“ (GG II, 267) Im
Jahr 1979, kurz nach dem „deutschen Herbst“ und der Affäre Croissant, war das für einen
Leittheoretiker der Linken keine banale Äußerung.
In welche Richtung aber entwickelte sich in den Augen Foucaults in jener Zeit das, was
man das Subjekt nennt? Hier skizzierte er wohl die weitesten Perspektiven seiner Analyse.
Nach Foucault besteht die Konsequenz der neoliberalen Gouvernementalität vor allem in
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ihrer amerikanischen Ausprägung für das Subjekt im Wesentlichen darin, dass dieses zum
„homo oeconomicus“ und damit zum „Unternehmer seiner selbst“ wird (GG II, 314): Die die
neoliberale Gesellschaftsform strukturierende Markt- und Verwertungslogik bedeute, dass zum
Beispiel der Lohn nicht mehr wie noch bei Marx das sei, was die Reproduktion der Arbeiter
sicher stellt, sondern ein „Einkommensstrom“ für den „Kapitaleinsatz“ und die „Kompetenz“
des Einzelnen (GG II, 312 f.). Dass das „Humankapital“ auch eine biologische, „genetische“
Grundlage habe, was biopolitische Perspektiven eröffnen könne, deutet er zwar kurz an, aber
es interessiert ihn nicht mehr (GG II, 316–318). Wichtiger ist ihm herauszustreichen, wie sehr
die Analyse der liberalen Gouvernementalität ihn von der Theorie der Disziplinargesellschaft
weggeführt hat: „Im Gegenteil haben wir in diesem Horizont das Bild, die Idee oder das
politische Thema einer Gesellschaft, in der es eine Optimierung der Systeme der Unterschie-
de gäbe, in der man Schwankungsprozessen freien Raum zugestehen würde, in der es eine
Toleranz gäbe, die man den Individuen und den Praktiken von Minderheiten zugesteht, in der
es keine Einflussnahme auf die Spieler des Spiels, sondern auf die Spielregeln geben würde
und in der es schließlich eine Intervention gäbe, die die Individuen nicht innerlich unterwer-
fen würde, sondern sich auf die Umwelt bezöge.“ (GG II, 359)
Ich sehe nicht, wie man diese Zeilen nicht als politisches Bekenntnis Foucaults lesen könnte.
Es ist ein Bekenntnis zu einer Gouvernementalität, die unter dem Titel „Liberalismus“ idealiter
die staatliche Intervention in das Leben der Individuen auf das Niveau der allgemeinen Spiel-
regeln zurückfährt und maximale Diversität erlaubt. Auch wenn man nicht soweit gehen
muss, Foucault zum Apostel des Neo-Liberalismus tout court zu machen (dazu blieb seine
Distanz gegen jede Macht zu groß, wie seine späten Arbeiten zur „Sorge um sich“ zeigen),
wird dennoch klar, dass diese politische Vision einer liberalen Gesellschaft mit jenem Schreck-
gespenst eines Krypto-Totalitarismus der Rundum-Kontrolle durch Selbsttechnologien, das
einige der heutigen „Gouvernementaltäts“-Theorien an die Wand malen, nichts zu tun hat.
Sie hat aber auch nichts zu tun mit dem, was Giorgio Agamben in Homo Sacer als die
angebliche Weiterentwicklung der Foucaultschen Theorie einer Biopolitik der Moderne prä-
sentiert: Weder hat Foucault seine Biopolitik-Theorie in Agambens Richtung weitergetrieben,
wie dieser in Unkenntnis der Vorlesungen als Wahrscheinlichkeit unterstellt8, noch ist das
Politikmodell der Moderne „das Lager“. Im Gegenteil: Die Moderne ist in ihrer politischen
Struktur nicht zu begreifen, wenn man die Freiheit des Subjekts nicht zu denken vermag.
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